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1. Demokratie in der (Dauer-)Krise

Könnte es eigentli sein, dass das demokratise Projekt si irgendwann

ersöp? Wäre es denkbar, dass die Demokratie einmal ihren progressiven

Charakter verliert, ja vielleit sogar reaktionär wird? Könnte der

Slatruf »Mehr Demokratie wagen!« einmal seine Araktivität einbüßen

oder gar einen bedrohlien Klang annehmen?

Längst ist in den westlien Stammländern der Demokratie offensitli,

dass die Verspreen, die in diesem Begriff liegen, wohl unerfüllt bleiben

werden: Die Politik verliert gegenüber der Mat der Märkte dramatis an

Boden; vermeintli demokratise Systeme sind fest in der Hand matvoll

organisierter Interessen und haben mit Volkssouveränität – wenn es die je

irgendwo gab – immer weniger zu tun. Unaufhaltsam sreiten soziale

Ungleiheit sowie die Entmündigung und Verdingliung der Bürger als

bloße Verwaltungsgegenstände oder human resources voran – wobei freili

jeder Sri der Entmündigung als emanzipatoriser Gewinn

kommuniziert wird.

Do können wir uns vorstellen, dass au die Idee der Demokratie,

ebenso wie sie einst aus bestimmten historisen Bedingungen heraus

entstanden ist, si zu einem späteren Zeitpunkt wieder überlebt? Viel

seint einstweilen dagegen zu spreen. In modernen Gesellsaen steht

alles zur Diskussion, aber nit die Demokratie. Sie ist über jeden Zweifel

erhaben. Skeptise Fragen überhaupt nur zu stellen, widersprit

fundamental unseren etablierten Denkmustern und jeder politisen

Korrektheit. Die normative Selbstverpflitung der Politik- und

Sozialwissensaen seint demokratiekritise Überlegungen

grundsätzli zu verbieten, da sie jenen in die Hände spielen könnten, die

immer son antidemokratise Interessen hegten – seien es diejenigen, die

mit nit zu überbietender Unversämtheit auf Kosten der

Ausgeslossenen und »Überflüssigen« (Bude und Willis 2008) immer

mehr Reitum anhäufen, oder die Anhänger nationalistiser, antilibertärer



und neoautoritärer Populismen. Und do müssen wir zur Kenntnis nehmen,

dass derzeit so etwas wie eine postdemokratise Wende die alität der

Demokratie und unser Verhältnis zu ihr gründli verändert. Die bisher

unumstößlie Annahme, dass die liberale Demokratie allen

konkurrierenden Modellen überlegen sei und in alle Zukun unsere

bevorzugte Form der politisen Organisation und Kultur bleiben wird, ist

ins Wanken geraten. Slagworte wie Demokratieversagen (Shearman und

Smith 2007), Demokratieverdruss (Embaer 2009) und Postdemokratie

(Crou 2008) haben Konjunktur. Jacques Rancière sprit gar vom Hass der

Demokratie (Rancière 2011). Die entspreenden Debaen werden flankiert

von ebenfalls breit geführten Diskussionen um die Entpolitisierung (Serloth

2009; Hirs 2010), das Verswinden der Politik (Fa 2008) und die

Postpolitik (Žižek 2010).

Tatsäli steht die Zukunsfähigkeit der Demokratie (vgl. Smidt 2005;

Höffe 2009) zur Diskussion: Erstens insofern, als bestimmte materielle und

immaterielle Ressourcen zur Neige zu gehen seinen, die die Demokratie zu

ihrer eigenen Reproduktion unverzitbar braut; zweitens insofern, als

unklar ist, ob die Demokratie überhaupt in der Lage ist, Zukunsfragen wie

den Klimawandel, die Begrenztheit natürlier Rohstoffe, die Versuldung

der öffentlien Haushalte oder die rasant wasende soziale Ungleiheit zu

bewältigen. Vor diesem Hintergrund ist es dringend geboten, au solen

Fragestellungen gründli nazugehen, die zunäst provokativ oder

riskant erseinen. Sier besteht die Gefahr, dabei au auf Antworten zu

stoßen, die dazu missbraut werden könnten, die Profiteure der

Entpolitisierung und Feinde der Demokratie zu entlasten, entsuldigen oder

gar zu retfertigen. Do ist es, wie Danilo Zolo ritig anmerkt, die

»wesentlie Aufgabe der politisen Philosophie […], radikale Fragen zu

stellen […], au die konsolidierten theoretis-politisen Kategorien zu

problematisieren, einsließli derer, die der humanistisen und

demokratisen Tradition des Westens und seinem Befreiungsprogramm

angehören« (Zolo 1997, 213). Tatsäli ist dies sogar die Bedingung dafür,

dass die politise Philosophie si nit »auf eine redundante Apologie der

existierenden Matordnung reduziert« (ebd.).



Dass die Demokratie, ungeatet der Vielzahl untersiedlier Formen,

in denen sie in versiedenen Ländern institutionalisiert ist, heute in einer

tiefen Krise stet, seint jedenfalls ausgemat. Die amerikanise

Nitregierungsorganisation Freedom House betitelte ihren Jahresberit

2010 zur weltweiten Lage der Demokratie mit Erosion of Freedom Intensifies.

In den Jahresberiten 2011 und 2012 ist vom längsten »multiyear spate of

basliding«, also der längsten Phase der Negativentwilung, seit Anfang

der siebziger Jahre die Rede.

1

 Zu Beginn des ersten Jahrzehnts des neuen

Jahrhunderts, heißt es dort, seien die Entwilungsperspektiven für die

Freiheit großartig gewesen, am Ende des Jahrzehnts habe sie dann enorm

unter Dru gestanden (Freedom House 2010, 2011, 2012). Aber worin besteht

diese viel beklagte Krise der Demokratie eigentli? Was sind ihre Auslöser?

Ist Krise überhaupt ein geeigneter Begriff zur Besreibung des Phänomens?

Wele Perspektiven für die weitere Entwilung westlier

Wohlstandsdemokratien gibt es? Dies sind die zentralen Fragen, um die es

im Folgenden gehen soll. Die beiden Kernbegriffe im Butitel,

postdemokratise Wende und simulative Demokratie, sollen dabei zweierlei

von Anfang an klarstellen: Von einem Ende der Demokratie kann keine Rede

sein; im Zuge der fortsreitenden Modernisierung verändert sie jedo

grundlegend ihre alität und entwielt eine neue Erseinungsform.

1.1 Wutbürger, Indignados und Occupy

Die von vielen Seiten diagnostizierte und in milerweile weitgehend

ritualisierten Mustern beklagte Swäe der Demokratie hat versiedene

Gesiter. Bis vor Kurzem no war vor allem von einer Partizipationskrise

die Rede. Sinkende Wahlbeteiligung, einbreende Mitgliederzahlen bei den

Parteien und ein gefühlt niedriges Niveau des politisen Engagements

insgesamt wurden als Anzeien eines si ausbreitenden Desinteresses und

der Apathie gewertet. Besonders bedrohli ersien, dass si gerade bei

jungen Mensen das politise Interesse im Lauf der neunziger Jahre

deutli verminderte (Shell 2010) und dass ihre Wahlbeteiligung no weit

unter dem seinerseits sinkenden Bundesdursni liegt. Gemessen an den



Standards der »partizipatorisen Revolution« (Kaase 1982, 1984) seit den

frühen siebziger Jahren und den friedlien Revolutionen seit 1989, sien

der kontinuierlie Rüzug der Bürger aus der Politik geradewegs in eine

Legitimationskrise zu führen. Die Aussit, dass Regierungen ihr Mandat

künig von einem no kleineren Anteil der Wahlberetigten erhalten

könnten, führte seitens der Politik und der Sozialwissensaen zu

angestrengten Überlegungen, wie man die Bürger wenigstens an Wahltagen

wieder mobilisieren könnte. Gegenwärtig ist demgegenüber vor allem von

einer Repräsentationskrise die Rede (Linden und aa 2009, 2011). Die Klu

zwisen den Bürgern und der Politik seint zunehmend größer und

unüberbrübarer zu werden. Das Handeln der Politiker lässt si immer

weniger auf die artikulierten Interessen der Bürger zurüführen;

stadessen geht es über deren Köpfe hinweg – omals werden sogar

eindeutige Mehrheiten ignoriert. Nit nur in Deutsland, sondern viel

radikaler no in Grieenland, Irland, Italien, Spanien oder Großbritannien

wurden drakonise Sparprogramme aufgelegt, die das Leben der Mensen

tiefgreifend verändern, ohne dass dem vermeintlien demokratisen

Souverän überhaupt nur ein Mitspraeret eingeräumt worden wäre. Sta

repräsentativer Parlamente regieren auf EU-Ebene ebenso wie in vielen

sogenannten Krisenländern Expertenkommissionen und Tenokraten-

Teams, die die Demokratie in den Stand-by-Modus salten, um so das

Vertrauen der Märkte zurüzugewinnen. Ihre vorrangige Sorge ist nit, ob

ihre jeweiligen Entseidungen wohl dem Willen der Bürger entspreen

oder wie der demokratise Souverän reagiert, sondern vor allem die Frage:

Wie reagieren die Märkte? Zudem lassen Politikverfletung und die

unkontrollierte Einflussnahme der Wirtsaslobby das Vertrauen in die

sogenannte politise Klasse, die Parteien und die demokratisen

Institutionen immer weiter erodieren. Trotz gewaltiger PR-Anstrengungen

seitern die Politiker daran, ihre Beslüsse den Bürgern zu vermieln. Die

haben umgekehrt nit mehr den Eindru, von den Politikern überhaupt

no gehört zu werden. Während die Ratingagenturen mit jeder

Verlautbarung selbst die mätigsten Präsidenten zum Erziern bringen,

seint der nominelle Souverän kaum no ernsthaen Einfluss auf die



Politik zu haben. Denn die dreht si vor allem um das sogenannte

Systemrelevante, wozu die Bürger – dem Anspru na der demokratise

Souverän – ganz offenbar immer weniger gehören.

Die Ohnmatsgefühle und die Verärgerung der solermaßen an den

Rand gedrängten Bürger hat Dirk Kurbjuweit vor einiger Zeit mit dem

Begriff »Wutbürger« zu fassen versut (Kurbjuweit 2010), den die

Gesellsa für Deutse Sprae zum Wort des Jahres 2010 wählte. Im Juli

2010 hae der Unmut dieser Wutbürger eine geplante Sulreform in

Hamburg zu Fall gebrat. Im August und September desselben Jahres

mate er si in der Debae um ilo Sarrazins Bu Deutsland safft

si ab Lu (Sarrazin 2010). Im Herbst demonstrierten die Wutbürger

woenlang gegen den Umbau des Stugarter Hauptbahnhofs, und im

November »soerten« sie im Wendland gegen Angela Merkels Versu,

den von der rot-grünen Regierung unter Kanzler Sröder beslossenen

Ausstieg aus der Atomenergie zu unterlaufen. Die Bürger, denen man eben

no wasende Apathie nagesagt hae, waren plötzli in

unvorhergesehener und für die offizielle Politik duraus lästiger Art und

Weise mobilisiert und politisiert.

Nun ist das Wort Wutbürger eine journalistise Prägung, kein

sozialwissensali haltbarer Begriff; und die versiedenen

Protestereignisse, die damit besrieben wurden, lassen si aus der

Perspektive der politisen Soziologie au kaum über einen Kamm seren.

Gemeinsam ist ihnen jedo, dass si in ihnen ein aufgestauter Unmut über

gravierende Repräsentationsdefizite entlud, und das Empfinden der

jeweiligen Aktivisten, dass die ursprünglien Verspreen der Demokratie

in der Realität immer weniger eingelöst werden. Dieses Phänomen ist dabei

nit auf Deutsland besränkt. Gerade seit Anfang der Banken- und

Suldenkrise haben Wutbürger au in Athen, Paris, London, Brüssel und

vielen anderen Städten rebelliert. In Madrid entstand im Mai 2011

eruptionsartig die Bewegung der »Indignados«, einer ganzen Generation

von Empörten und Verärgerten, die si um ihre Rete und Lebensancen

betrogen sahen. Mit ihrer Forderung »¡Democracia real YA!« (Ete

Demokratie jetzt!) waren sie ein Vorbild für die Occupy-Bewegung, die im



September 2011 den Zuccoi Park in New York besetzte und si in rasantem

Tempo au in Europa ausbreitete. Gerade in den USA ersien der

antikapitalistise Occupy-Wall- Street-Aktivismus manem wie ein linkes

Gegenstü zu den retslibertären Wutbürgern der Tea Party, bei der si

son seit 2009 beobaten lässt, wie das Gefühl der demokratisen

Ohnmat in offenen Hass und Veratung für die sogenannte politise

Klasse umslagen kann. Sließli wählte das Magazin Time »Den

Demonstranten« zur Person des Jahres 2011 und spra dabei – nit zuletzt

mit Bli auf den sogenannten Arabisen Frühling – von einem »weltweiten

Höhepunkt der Frustration« über das Versagen der politisen Klasse und

die Inkompetenz der Institutionen (Stengel 2011).

Gerne werden diese Proteste als eine kravolle (und internationale)

Bewegung gefeiert, als ein Sturm, der erst no im Heraufziehen ist, als der

Beginn einer beispiellosen Mobilisierung von Bürgern, die si endgültig

»nit mehr für dumm verkaufen lassen« (Wieczorek 2011). Geradezu

sehnsutsvoll wurden die Wutbürger, Indignados und Occupy-Aktivisten in

der Presse immer wieder mit 1968 verglien und mit dem Anfang der

demokratisierenden Kulturrevolution, die seit den siebziger Jahren die

politise Kultur vieler westlier Länder grundlegend verändert hat. Der

Spiegel bezeinete Occupy no im Mai 2012 als »eine der wohl größten

systemkritisen Bewegungen der Welt« (Sultz 2012). Der Chefredakteur

des Time Magazine vergli 2011 mit den Revolutionsjahren 1848 und 1989.

Tatsäli mag die jüngere Rebellion der Bürger in manerlei Hinsit als

eine Art Neuauflage der Protestbewegungen der siebziger und atziger

Jahre erseinen. Son damals haen die »elitenkritisen« Bürgerproteste

(Inglehart 2007) si gegen die als bestenfalls formal demokratis

wahrgenommenen Strukturen gestellt und eine grundsätzli »neue Politik«

gefordert (Müller-Rommel und Poguntke 1995). Als »Anti-Parteien-Partei«

(Kelly 1980) organisierten die Grünen seinerzeit die Forderungen der neuen

sozialen Bewegungen. Vorsitig und gesit maten si die

Bündnisgrünen au 2011 wieder zum Sprarohr der neuen Wutbürger –

und erreiten damit Umfragewerte und Wahlergebnisse wie niemals zuvor.

Do die Hoffnung auf eine neue partizipatorise Revolution wird erstens



dadur getrübt, dass si diese jüngsten Proteste nahtlos einreihen in eine

lange Serie von Mobilisierungswellen, die immer wieder den

emanzipatorisen Ausbru aus dem herrsenden System sozialer,

ökonomiser und politiser Ungleiheit angekündigt haen – ohne je

nennenswerten Erfolg zu haben. Erinnert sei nur an Aac (die Association

for the Taxation of Financial Transactions for the Aid of Citizens), die

legendäre »Bale of Seale« (1999), das Weltsozialforum und natürli an

die Grünen selbst, deren wohlhabend-bürgerlie Anhänger si inzwisen

in Großstadtvierteln wie dem Prenzlauer Berg in Berlin ihren Wohlfühlraum

gesaffen haben. Und zweitens hat die heutige Anti-Politik im Verglei

zum demokratisen Aufbru der Siebziger eine fundamental andere

alität. Zwar sind die Artikulations- und Partizipationsformen genau die,

die die neuen sozialen Bewegungen damals einführten und die in der

modernen »Bewegungsgesellsa« (Neidhardt und Rut 1993; Meyer und

Tarrow 1998) für praktis alle Gesellsasgruppen zum festen Bestand des

politisen Aktionsrepertoires gehören. Do wie viel transformatorise

Energie stet wirkli in diesen neuen Protestwellen? Während die

Bewegungen früherer Jahrzehnte no von einem tiefen demokratisen

Optimismus getragen waren, ist der heutige Aufstand der Wutbürger wohl

mindestens ebenso sehr Ausdru einer tiefen demokratisen

Desillusionierung, wie er auf mehr demokratise Offenheit und

Repräsentation drängt.

Tatsäli paart si – oder muss man au hier son wieder im

Präteritum spreen? – im Phänomen der Wutbürger in merkwürdiger Weise

die lautstarke Forderung na einer anderen Politik mit der impliziten

Einsit, dass unter den Bedingungen moderner, hokomplexer und

international vernetzter Konsumgesellsaen eine wahrha demokratise

»neue Politik« wohl überhaupt nit mehr mögli ist – ja vielleit nit

einmal mehr wünsenswert. Aufwendige Bürgerbeteiligungs- oder

Slitungsverfahren wie beim Bahnhofsprojekt in Stugart können in

hopolitisierten Einzelfällen durgeführt werden, sind aber als

Regelverfahren einer authentis demokratisen Politik kaum vorstellbar.

Es geht au längst nit mehr nur um die (Swäe der) Demokratie,



sondern um die Ohnmat der Politik überhaupt. Die politise Agenda wird

in immer stärkerem Maße von internationalen Verträgen und

unvorhergesehenen Krisen bestimmt. Die Politik hat immer weniger

Handlungsfreiheit und vor allem immer weniger Spielraum, um boom-up

den Willen der Bürger zu repräsentieren. Unsere gewählten Vertreter sind

zunehmend ausführende Organe, Getriebene von Sazwängen und

Imperativen, die jenseits ihrer Mat stehen. Entseidungen müssen unter

dem Dru der Märkte, der Ratingagenturen, der Spekulanten, der

drohenden Staatspleiten in einem Tempo gefällt werden, das keine

demokratisen Verfahren erlaubt. Dabei ist Politik do eigentli dadur

definiert, dass sie Alternativen formuliert, zwisen denen die Bürger oder

ihre Repräsentanten wählen können. Heute besränkt si die

institutionalisierte Politik jedo immer häufiger auf das Implementieren

von angebli Alternativlosem. Das entseidende Kriterium für dieses

entpolitisierte »New Public Management« ist nit länger, ob und in

welem Maße es demokratisen Normen und Erwartungen entsprit,

sondern wie effektiv und effizient es das angebli objektiv Notwendige

umsetzt. Und dieser Logik der Alternativlosigkeit haben au die neuen

Bürgerbewegungen wenig entgegenzusetzen, selbst wenn sie immer

selbstbewusster und versierter darin werden, ihrem Unmut Ausdru zu

verleihen.

Klimakrise, Bankenkrise, Suldenkrise, Eurokrise, Terrorismuskrise,

Energiekrise, Rohstoffkrise, Krise der internationalen ökonomisen

Webewerbsfähigkeit, Krise der demografisen Entwilung und so fort –

all dies safft Problemlagen und Handlungszwänge, die in ihrer

Komplexität bei Weitem die Vorstellungs- und Urteilskra der Bürger

übersteigen und die in ihrer Dringlikeit einen Zeit- und Handlungsdru

erzeugen, dem demokratise Verfahren nit gewasen sind. Die Politik

befindet si in einer permanenten Notstandslage, einem andauernden

Verteidigungsfall. Aussitsreie Problemlösungsstrategien lassen si,

wenn überhaupt, nur auf internationaler Ebene entwieln, do dort gibt es

nit nur keinen Demos mit einem bürgersalien

Zusammengehörigkeitsgefühl, sondern die Politikverfletung in der



Mehrebenenpolitik hebelt überdies systematis das demokratise Gebot

der Zureenbarkeit und Verantwortlikeit aus. Entspreend stellte Danilo

Zolo bereits Anfang der neunziger Jahre fest, »die Zunahme der

Differenzierung des politisen Systems und der allgemeinen Komplexität«

lasse die Demokratie »unwahrseinli werden«; postindustrielle

Gesellsaen seien »mit demokratisen Mieln nur swer regierbar«

(Zolo 1997, 87). Die inzwisen verbreitete Diagnose vom Ende bzw.

Verswinden der Politik (Boggs 2000; Fa 2008) oder vom Zeitalter der

Postpolitik (Žižek 2010, 272-282) führt Zolos Beobatungen nur einen Sri

weiter. Und Bewegungen wie Occupy können eigentli nur no feststellen,

dass die Demokratie ausgehöhlt und ersöp ist; Perspektiven zu ihrer

Erneuerung und Alternativen zum Status o formulieren können sie im

Gegensatz zu ihren Vorläufern in den siebziger und atziger Jahren jedo

kaum no. Occupy besränkte si daher au weitgehend auf das

Besetzen. Vermeintli bedeutungsvolle Leerformeln wie »¡Democracia real

YA!« oder »We are the 99 percent« treten an die Stelle einer konkreten

politisen Programmatik und verweisen bestenfalls no symbolis auf die

Möglikeit einer Alternative. Ihre transformatorise Kra übersteigt aber

kaum die der diesem Bu als Leitspru vorangestellten Bekenntnisse

meines Wellensiis. No weniger lassen si in Unruhen, wie London sie

im August 2011 erlebte, politise Botsaen erkennen. Hierbei handelt es

si nur no um eruptionsartige Ausbrüe diffuser Gefühle von

Matlosigkeit und Exklusion.

So bringen Wutbürger, Indignados und Occupy, ohne dass si die

Aktivisten davon unbedingt Reensa geben würden, den eklatanten

Widerspru zwisen dem gewasenen politisen Selbstbewusstsein und

bürgerlien Selbstbestimmungsanspru und dem stillen Bewusstsein der

Leistungsgrenzen der Demokratie und Politik zum Ausdru. Das beklagte

Demokratiedefizit hat also zwei Seiten: erstens die defizitäre

Implementierung demokratiser Normen, die gerade dur die neuen

sozialen Bewegungen emphatis revitalisiert worden waren; und zweitens

die, am Entwilungsstand heutiger Gesellsaen gemessen, offenbar

defizitäre Funktionalität demokratiser Strukturen. Dabei ist duraus



abzusehen, dass diese Malaise der Demokratie si weiter zuspitzen wird.

Denn nationale Regierungen sind, wie gesagt, nit nur in immer stärkerem

Ausmaß in Sazwänge und internationale Politikregimes eingebunden, die

ihren Spielraum für Bürgerresponsivität erhebli einsränken, sondern sie

stehen zuglei unter wasendem Dru, Nahaltigkeitsprobleme, die si

über Jahrzehnte aufgestaut haben und deren Lösung immer wieder

aufgesoben wurde, endli in Angriff zu nehmen. Kosten, die bislang im

Namen des Wirtsaswastums, der Aktionäre, der Konkurrenzfähigkeit,

der Konsumgüterpreise und der Wählerstimmen mit allerlei Tris

externalisiert wurden, müssen nun do wenigstens teilweise internalisiert

werden. Gleizeitig betreiben aber gerade die gesellsalien Eliten mit

aller Entsiedenheit die Akkumulation des privaten Reitums und die

fortgesetzte Externalisierung der öffentlien Nebenkosten. Beide

Dimensionen bedeuten eine erheblie Herausforderung für die Demokratie,

die entgegen dem Tenor der Jahresberite von Freedom House keineswegs

bloß von autoritären Regimen in nitwestlien Ländern ausgeht (Freedom

House 2011, 2012). Vielmehr ist die mehrfae Nahaltigkeitskrise

(ökologis, ökonomis, sozial) eine hausgemate und viel grundlegendere

Herausforderung. Die gegenwärtige Suldenkrise mat deutli, dass si

eine Wende zu mehr Nahaltigkeit kaum vermiels demokratiser

Mehrheiten besließen und umsetzen lassen wird. Denn die Demokratie ist

zwar zur gereteren Verteilung von Wohlstandszugewinnen geeignet, weit

weniger jedo zur gereten Verteilung von Einsnien – und vielleit

überhaupt nit zur angemessenen Berüsitigung der Zukun. Aus glei

mehreren Gründen wird die Politik daher fast unausweili immer

weniger demokratis und responsiv im Sinne der Protestbewegungen. Und

der Verfall dessen, was die Demokratietheorie mit Fritz Sarpf (1970) als

Input-Legitimität bezeinet, kann angesits der Grenzen des Wastums

und der stetig steigenden gesellsalien Komplexität au immer weniger

dur verbesserte Output-Legitimität ausgeglien werden.

Die aktuelle Debae um Postpolitik und die Krise der Demokratie geht

also über ältere Diskussionen um die sogenannte Politikverdrossenheit (z.B.

Arzheimer 2002) deutli hinaus und spitzt diese in brisanter Weise zu.



Embaer (2009) sprit denn au nit mehr von Politik- oder

Parteienverdrossenheit, sondern explizit von »Demokratieverdruss«. Als die

Gesellsa für deutse Sprae 1992 Politikverdrossenheit zum Wort des

Jahres kürte, haen die neuen sozialen Bewegungen der siebziger und

atziger Jahre zwar bereits spürbar an Dynamik verloren, do stete die

optimistise Bewegung für eine andere, eine soziale, ökologise und

gerete Globalisierung no in den Kindersuhen. Aac wurde erst 1998 in

Frankrei gegründet. Das erste Weltsozialforum fand erst 2001 sta (im

brasilianisen Porto Alegre). Der Gedanke, dass au unter Bedingungen

der Globalisierung »eine andere Welt mögli« sei und mit der deliberativen

Demokratie (Habermas 1996; Dryzek 2000) zudem ein duraus geeignetes

Miel zur Verfügung stehen könnte, die neuen Unsierheiten, Risiken und

Komplexitäten der modernen Welt in verantwortlier, effektiver und vor

allem wahrha demokratiser Weise zu regieren, war erst ansatzweise

entwielt. Die Hoffnung auf eine globale Zivilgesellsa und die Idee der

kosmopolitisen Bürgersa oder cosmopolitan democracy (vgl. Be 2004;

Be und Grande 2004; Held 1995, 2006) standen erst am Anfang ihrer

Karriere.

Einen demokratieskeptisen Saen warf aber bereits die Diskussion

um den sogenannten »Reformstau« voraus (das Wort des Jahres 1997). Im

Geiste des unter Bill Clinton und Tony Blair hegemonial gewordenen

Neoliberalismus wurde hier offen die Leistungsfähigkeit demokratiser

Strukturen infrage gestellt; Effizienz und Output rüten ins Zentrum des

Interesses. Nirgendwo sonst, so hieß es nun, gebe es so viele demokratise

Vetospieler wie in Deutsland. In keinem Land der Welt häen »so viele

Instanzen Verhinderungsgewalt« (Strohmeier 2003, 17). Ein Zuviel an

bürgerlien Einsprus- und Mitspraereten beeinträtige nit nur die

Fähigkeit der Wirtsa, im internationalen Standortwebewerb

mitzuhalten, sondern au die der Politik, notwendige Reformen des

Sozialstaates durzusetzen. Gerhard Sröder trat an, um na dem Vorbild

des damaligen Briten-Premiers Blair au Deutsland grundsätzli zu

modernisieren (vgl. Blühdorn und Jun 2007). Do seine Agenda 2010 wurde

insbesondere mit der Hartz-IV-Gesetzgebung zum Symbol einer



Modernisierung, die nit mehr die Mensen in den Mielpunkt stellt und

emanzipatoris ist, sondern si an systemisen Imperativen orientiert,

einer Metaphysik der Effizienz huldigt und die Bürger zunehmend

verunsiert, marginalisiert und bedroht.

Nit nur am unteren Rand der Gesellsa verkehrte si demokratiser

Optimismus so in tiefe Frustration. Wahlen erseinen kaum no als

Möglikeit, die Interessen der Bürger wieder in den Mielpunkt zu rüen.

Sie erween bestenfalls no kurzfristige Aufbrushoffnungen. Politiker

können jedo selten über die Dauer eines Wahlkampfes hinaus den

Eindru vermieln, sie häen ein klares Regierungsprogramm, gesweige

denn eine klare Vorstellung, wie die überwältigenden Probleme zu

bewältigen seien. Bereits na dem Regierungswesel 1998 verflog der

enorme Optimismus, den der Regierungseintri der Grünen ausgelöst hae,

binnen weniger Monate. 2005 verflütigte si die Hoffnung, eine Große

Koalition sei vielleit am ehesten in der Lage, notwendige Reformen in einer

Weise durzuführen, die die breite Mehrheit der Bürger angemessen

repräsentiert, sogar no sneller. Und 2009 stand die swarz-gelbe

Koalition dann bereits von Anfang an in der Kritik, Klientelpolitik zu

betreiben und inkompetent sowie »ritungslos« zu sein (ARD Deutsland-

Trend September und Oktober 2010). Ähnlie Phänomene zeigten si au

in anderen Ländern: In Spanien war der Sozialist José Zapatero 2004 der

große Hoffnungsträger gerade der jüngeren Generationen gewesen; 2011 war

seine Regierung die Hauptzielseibe der Indignados. Und in den USA sind

die beinahe messianisen Hoffnungen, die 2008 und 2009 in die Wahl von

Bara Obama zum Präsidenten gesetzt worden waren, innerhalb kürzester

Zeit verflogen. Die versproene Neubelebung der Politik – und insbesondere

der demokratisen Politik – für die bisher Marginalisierten blieb aus.

Ebenso wie Sröder mit seiner Agenda 2010 die Bürger tief verunsierte

und enäuste, hat Obama die Rebellion der si in der Tea-Party-

Bewegung organisierenden Wutbürger erst ritig angefat. Der im

Wahlkampf groß inszenierte Optimismus des »Yes we can!«, das suggerierte,

die anstehenden Probleme seien politis steuer-, kontrollier- und lösbar, ist

angesits der Banken-, Finanz- und Suldenkrise ins Bodenlose



zusammengebroen. Ihm steht die offene Matübernahme der Märkte und

Ratingagenturen gegenüber, eine stille, und natürli mit Vehemenz

bestriene, Bankroerklärung der Demokratie und der Politik überhaupt:

»No we can’t!« – »We have no oice!« – »ere is no alternative!« Die

Politik »ist in Frührente gegangen«, sagt Frank Furedi (Furedi 2004, xi); die

Demokratie gilt als »überlastet, ausgehöhlt, verstop« (Skeler 2000). Und

sie wird no zusätzli dadur geswät, dass gerade dort, wo am

lautesten von demokratisen Werten die Rede ist, nämli in den USA, eine

besonders aggressive Politik der Rohstoffsierung, Terrorismusbekämpfung

und sozialen Exklusion betrieben wird.

Überdeutli ist also: Während si Reitum und Armut in modernen

Gesellsaen sneller und stärker polarisieren denn je; während große

Problemlagen (soziale Spaltung, Klimawandel, Eurokrise, Flütlingswellen,

Ressourcen- und Religionskonflikte etc.) si national und international

versärfen, ist die demokratise Politik immer weniger in der Lage,

plausible Perspektiven zu bieten. Sowohl auf der Input- als au auf der

Output-Seite zeigt sie gravierende Swäen, die si wohl eher verstärken

als vermindern werden. War no vor Kurzem vom »demokratisen

Phönix« (Norris 2002) die Rede, und glaubten sozialwissensalie

Beobater no jüngst, das erodierende Vertrauen in die politisen Eliten

werde den Anstoß zu einer »neuen Politik« der informierten,

selbstbewussten und artikulierten »critical citizens« geben (Norris 1999; vgl.

au Dalton 2008a, b oder Inglehart 2008), so zeugt der Aufstand der

Wutbürger eher von tiefer demokratiser Ernüterung. Die heutige

Protestpolitik, meint Frank Furedi, rite si nit mehr bloß gegen die

etablierte Politik, sondern sei vielmehr Ausdru »einer tieferen

Überzeugung, dass Politik als sole sinnlos sei« (Furedi 2005, 29;

Hervorhebung hinzugefügt). Ganz anders als no zu Beginn des neuen

Jahrhunderts gelte heute: »Anti-Politik ist nit in erster Linie ein Impuls

der Ermätigung, sondern vor allem eine Geste der Resignation.« (Ebd.)

Jacques Rancière sprit explizit von einem »neuen antidemokratisen

Gefühl« (Rancière 2011, 9). Gerade »Mensen, die si von der Demokratie

sozialen Fortsri und materielle Sierheit erhoffen oder erhofft haben,



wenden si ab und zeigen kein Interesse mehr am politisen Diskurs bzw.

an politisen Wahlen« (Embaer 2009, 91). Demokratie bietet für sie kein

Verspreen, keine Perspektive mehr (vgl. au Neugebauer 2007, 137f.;

Vester 2009, 54f.; Säfer 2009). Und die Protest-Politik der bürgerlien

Mielsiten beru si zwar auf demokratise Ideale der Freiheit,

Gleiheit und Brüderlikeit, mobilisiert in Wirklikeit allerdings das ihr

zur Verfügung stehende Kapital (Bildung, soziale Netzwerke, relative

materielle Sierheit, Zugang zu politisen Institutionen etc.) vor allem, um

privilegierte und kaum nahaltige Lebensformen und Selbstverständnisse

zu verteidigen.

So liegt über modernen Konsumentendemokratien eine tiefe

Verunsierung. Die Trias der neuen Protestbewegungen, der Diskussion um

die Zukunsfähigkeit der Demokratie und der populären Rede von

Postdemokratie und Postpolitik zeigt unmissverständli an, dass im

Verhältnis moderner Bürger zur Demokratie etwas Grundsätzlies in

Bewegung geraten ist. Natürli muss man si daran erinnern, dass es die

Demokratie eigentli gar nit gibt, sondern nur eine Vielzahl von

Versuen, bestimmte Verständnisse demokratiser Ideale zu

institutionalisieren: parlamentaris und präsidentiell, unitaris und

föderal, mehrheitswahlretli oder mit Verhältniswahlret, aussließli

repräsentativ oder mit direktdemokratisen Elementen, mit starker oder mit

swäerer Beteiligung zivilgesellsalier Organisationen, mit Ein- oder

mit Mehrkammersystem und so fort. Von der Demokratie kann man also

eigentli nur im Plural spreen. Die sogenannte Krise der Demokratie

betrifft jedo die ganze Bandbreite ihrer versiedenen

Institutionalisierungsversue. Demokratise Ernüterung, disaffection

oder desencanto gibt es überall, ebenso wie es au überall Wutbürger,

aganaktismenoi, indignados und rioters gibt. Und wer si darauf einlässt,

über den gesellsalien Wandel und die ökologisen, sozialen,

wirtsalien und politisen Krisen in heutigen Wohlstandsdemokratien

wirkli ernstha nazudenken, wird si zweierlei eingestehen müssen:

erstens, dass angesits si zuspitzender Problemlagen fundamentale

Umbrüe nit nur nit mehr vermeidbar, sondern bereits voll im Gange



sind; und zweitens, dass Demokratie und Demokratisierung in dem Sinne,

wie die partizipatorise Revolution sie no emphatis eingefordert hae,

bei den großen Zukunsfragen heute kaum mehr plausible Auswege weisen.

1

  

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wurden englisspraige Zitate hier und im gesamten

Bu vom Autor ins Deutse übertragen. Nur einige swer zu übersetzende Fabegriffe

wurden im Original beibehalten.

1.2 Erfüllung einer Vorhersage?

Nun sind sole Zweifel an der Demokratie natürli nit neu. Vielmehr

erfüllt si heute möglierweise bloß eine alte Vorhersage. Tatsäli stand

die Demokratie historis ja in einem ganz überwiegend negativen Ruf, und

ihre »Positivierung« (Bustein und Jörke 2003, 472f.) bis zu dem Punkt, wo

politise Institutionen und Entseidungen nur dann als legitim gelten,

wenn sie si auf demokratise Normen berufen können, und wo umgekehrt

alles Demokratise – was immer das im Einzelnen heißt – über jeden

Zweifel erhaben ist, ist ein relativ junges Phänomen. Bereits Platon hae die

Demokratie bekanntli als eine der »untauglien« Staatsformen

angesehen, die mit ihren »irregeleiteten« Vorstellungen von Freiheit und

Gleiheit zum Ideal der Philosophenherrsa in maximaler Distanz stehe

und geradewegs in die Selbstzerstörung des Gemeinwesens und in die

Tyrannis führe (Der Staat, Bu VIII, 10-19). Für Aristoteles gehörte die

Demokratie neben der Tyrannis und der Oligarie zu den »verfehlten

Staatsformen«, die sta dem Wohl der Polis-Gemeinsa vor allem dem

Eigennutz der Mathaber dienen – im Falle der Demokratie also der

Mehrheit der Niederen, Armen und Ungebildeten, die im demokratisen

Souverän dominieren würden (Politik, Bu VI, 2). Rousseau, der mit seiner

Kritik am Fortsrisglauben der Aulärung, seiner Lehre von der

unveräußerlien Volkssouveränität, seiner Ablehnung des

Repräsentationsprinzips und seiner Lehre vom Gesellsasvertrag die

neuen sozialen Bewegungen inspirierte und vielen als Vordenker der

radikalen Selbstbestimmung des Volkes gilt, hielt die Demokratie für eine



Staatsform, die bestenfalls für wenig komplexe und relativ arme Kleinstaaten

geeignet ist. Sein von der volonté générale gelenktes Gemeinwesen ist

letztli eine ebenso hypothetise Idee wie der dem Gesellsasvertrag

vorhergehende »Naturzustand«, in dem die Mensen no ihre volle

Freiheit und Unabhängigkeit haen. In seinem Bu vom

Gesellsasvertrag sagt Rousseau, dass »ein Volk von Göern« si zwar

sier demokratis regieren würde, dass für Mensen eine »so

vollkommene Regierung« aber kaum taugli sei (Bu III, 4).

Ebenso war Kant, dessen ganze Philosophie si eigentli um die Würde

des Mensen und dessen Emanzipation aus der berühmten

»selbstversuldeten Unmündigkeit« dreht (Kant 1784a, 53), gleiwohl ein

Gegner der Demokratie. Zu groß war seine Skepsis gegenüber der Swäe

und Unvernun des Alltagsmensen, zu gewiss war er si, dass »die auf

den Gebrau seiner Vernun abzielenden Naturanlagen« des Mensen

si bestenfalls »in der Gaung, nit aber im Individuum vollständig

entwieln« (Kant 1784b, 35) und dass daher die demokratise

Regierungsform wenig aussitsrei sei. Für viele Demokratieskeptiker

stand in der Tat seit je vor allem der Einwand im Mielpunkt, dass die

überwiegende Mehrheit der Mensen viel zu unbesonnen, ungebildet,

kurzsitig und selbstsütig sei, als dass man ihnen witige

Entseidungen und das Gemeinwohl anvertrauen könnte. Nur eine

wirtsali und gesellsali unabhängige, gebildete und mit festen

moralisen Prinzipien ausgestaete Elite, so glaubten sie, sei in der Lage, in

unparteiiser, verantwortungsvoller und weitsitiger Weise das wahre

Gemeinwohl zu erkennen, zu verkörpern und zu vertreten. In der klassisen

Demokratietheorie ist daher von einem allgemeinen und gleien Wahlret

nirgends die Rede. Vielmehr war klar, dass die Herrsa der armen und

ungebildeten Mehrheit nit nur zulasten der gesellsalien Eliten geht,

sondern dur die übermäßige Verteilung und Umverteilung

gesellsalier Reitümer au bedrohlie Instabilität saffen würde.

Als völlig irrig galt die Idee, dass das Wohl der Allgemeinheit und des

Staates etwa aus den aggregierten Willensbekundungen der Einzelnen

abgelesen werden könne. Repräsentation bedeutete vielmehr ganz



selbstverständli, etwas zur Vorstellung und Darstellung zu bringen, was

im gemeinen Volk eben gerade nit aufzuspüren war, sondern si nur

weisen, erfahrenen und moralis überlegenen Staatsmännern ersließt.

No John Stuart Mill, der si sehr für die Ausdehnung des Wahlretes auf

Frauen starkmate, favorisierte ein Pluralstimmenret und wollte nur

qualifizierte Staatsbürger mit dem Wahlret ausstaen. Die Vorstellung

einer Herrsa des ungebildeten Volkes, die »Tyrannei der Mehrheit«, hielt

au er für mitunter bedrohlier als andere Formen der politisen

Unterdrüung (Mill 1986 [1859]). Friedri Nietzse sließli erklärte in

der Götzen-Dämmerung, der »Demokratismus« sei »jederzeit die

Niedergangs-Form der organisierenden Kra« gewesen und »die moderne

Demokratie« sei die »Verfallsform des Staats« (Nietzse 1954, 1016).

In der modernen Demokratietheorie setzten si diese Bedenken fort.

Zunäst äußerten Max Weber und Joseph Sumpeter erheblie Zweifel an

dieser Staatsform. Weber plädierte in den Jahren vor und na dem Ersten

Weltkrieg zwar für die Demokratisierung Deutslands und für ein

allgemeines und gleies Wahlret, aber viel Vertrauen in die Vernun des

Demos hae er nit. Vielmehr glaubte er, die Menge könne kaum über den

Tag hinaus denken und sei »stets der aktuellen, rein emotionalen und

irrationalen Beeinflussung ausgesetzt« (Weber 1984, 549). Das von ihm

favorisierte Modell der »plebiszitären Führerdemokratie« (Weber 1976, 157)

zielte daher vor allem auf die rigorose Auswahl der besten politisen

Führungskräe, keineswegs aber auf die Erfüllung von Idealen der Freiheit,

Gleiheit und Selbstbestimmung, wie sie heute mit der Demokratie

assoziiert werden. Aus der Perspektive der Webewerbs- und

Selbstbehauptungsfähigkeit des Nationalstaates ersien ihm die

Verfügbarkeit einer starken Führungselite als zentral. Die Demokratie hielt

er nur deshalb für überlegen, weil sie offener und webewerbsorientierter sei

als andere Staatsformen, weil sie si sneller auf innere und äußere

Veränderungen einstellen könne und das demokratise Verfahren der

Elitenauswahl eine breite Folgebereitsa des Volkes gewährleiste.

Allerdings sah er diese Performanzvorteile aussließli bei der

»Führerdemokratie«, in der das Volk dem von ihm einmal gewählten



»arismatisen Führer« – zumindest bis zur nästen Wahl – willig und

stillsweigend folgt. Für die »führerlose Demokratie« (Weber 1992, 224), wie

sie heutigen Vorstellungen von breit gefäerter Partizipation und

demokratiser Selbstbestimmung wesentli näherkommt, hae Weber

demgegenüber hauptsäli Veratung übrig. Heig kritisierte er die

politisen Parteien seiner Zeit dafür, dass sie ledigli der Mielmäßigkeit

Vorsub leisteten und unfähig seien, die gesamtstaatlien

Führungsaufgaben kompetent und verantwortli zu regeln. Die Herrsa

der profillosen Berufspolitiker und Bürokraten sei verantwortli für eine

insgesamt stümperhae, dileantise und ineffektive Politik. Natürli sind

die Institutionen, Parteien und Politiker, wie Weber sie kannte, nit

unmielbar mit den heutigen zu vergleien, do mit seiner Kritik an der

»führerlosen Demokratie« nahm er viel von dem vorweg, was dem

Politikbetrieb aktuell vorgeworfen wird. Und die gleien Bedenken, die

Weber bereits zu seinem Modell der Führerdemokratie braten, nämli die

Sorge um Effizienzverlust und sinkende Webewerbsfähigkeit, die Angst vor

der Irrationalität und Eigendynamik des bürokratisen Apparates, vor der

Entfremdung und Sinnentleerung der säkularisierten Gesellsa, vor dem

Komplexitätsinfarkt und der demokratisen Sklerose, stehen au heute

hinter der auffälligen Rehabilitierung der Führung als politiser Kategorie

(vgl. APUZ 2010).

Wesentli skeptiser no als Webers Einsätzung, ja geradezu zynis,

waren Sumpeters Ansiten. Sumpeter ru zunäst in Erinnerung, dass

»jene Forser, die si mit Fragen der politisen Organisation besäigt

haben, son seit je Zweifel hinsitli der administrativen

Leistungsfähigkeit der Demokratie in großen und komplexen Gesellsaen

geäußert« haen (Sumpeter 1947, 454). Ausgehend von der Überzeugung,

dass all das, worauf die klassise Demokratietheorie normativ beruhte,

völlig idealisiert sei, bemüht er si um eine realistise Demokratietheorie,

die deskriptiv-analytis darauf zielt, die Swäen dieser Staatsform

aufzuzeigen. Insbesondere ist si Sumpeter sier, dass es so etwas wie

ein Gemeinwohl, »über das si das ganze Volk kra rationaler Argumente

einig wäre oder zur Einigkeit gebrat werden könnte« (399), nit gibt.


